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1. Planerfordernis und Planungsziele 

1.1. Planerfordernis 

Der Deutsche Bundestag und der Landtag Brandenburg haben in den Jahren 2022 und 2023 Geset-

zesänderungen und neue Gesetze zur Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien be-

schlossen und erlassen.  

Die große energiepolitische Gesetzesnovelle im Juli 2022, bekannt als Osterpaket, soll den schnellen 

Ausbau erneuerbarer Energien fördern. Dies geschieht auch durch den gesetzlich festgelegten Vor-

rang bei Abwägungsentscheidungen zu Gunsten der erneuerbaren Energien gegenüber anderen In-

teressen (§ 2 EEG 2023). Zudem hat der Bundesgesetzgeber mit dem Windenergieflächenbedarfsge-

setz (WindBG), den Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie im Baugesetzbuch 

(BauGB) und Raumordnungsgesetz (ROG) den bundesrechtlichen Rahmen für die Windenergienut-

zung erheblich verändert. 

Das betrifft insbesondere die seit dem 2. Februar 2024 unzulässige Ausweisung von Vorranggebieten 

mit Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB. Danach stehen einem privilegierten Vorhaben 

nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB – wozu auch ein Windenergievorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 

BauGB gehört – öffentliche Belange in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfür als Ziele der 

Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist (§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB). Es war bis zur 

Gesetzesänderung weit verbreitete Praxis der Regionalplanungsbehörden, eine solche Funktionszu-

weisung durch Ausweisung eines Eignungsgebietes (§ 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 ROG in der vor dem 28. 

September 2023 geltenden Fassung) oder ein Vorranggebiet mit Wirkung von Eignungsgebieten (§ 7 

Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, Satz 3 ROG in der vor dem 28. September 2023 geltenden Fassung) vorzunehmen. 

Auf Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB ist § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB allerdings nicht mehr anzu-

wenden (§ 249 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 27 Abs. 4 ROG i. V. m. § 7 Abs. 3 Satz 6 ROG). Eine Ausweisung 

mit einer solchen Wirkung im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB ist also nicht mehr möglich. Dadurch 

kann das bisherige mit dem Entwurf des Sachlichen Teilplans für die Windenergienutzung vom Jahr 

2021 verfolgte Konzept der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel, welches auf die 

Rechtswirkungen des Ausschlusses der Windenergienutzung außerhalb der im Regionalplan festge-

legten Eignungsgebiete abzielte (§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB), nunmehr nicht mehr weiterverfolgt wer-

den.  

Gemäß dem WindBG, das am 1. Februar 2023 in Kraft trat, muss das Land Brandenburg mindestens 

1,8 Prozent seiner Fläche bis 31. Dezember 2027 und mindestens 2,2 Prozent bis 31. Dezember 2032 

für die Windenergienutzung ausweisen (§ 3 Abs. 1 WindBG i. V. m. Anlage). Diese Ziele wurden im 

Brandenburgischen Flächenzielgesetz (BbgFzG) als regionale Teilflächenziele übernommen. Artikel 1 

BbgFzG verpflichtet die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel, wie alle anderen Regi-

onalen Planungsgemeinschaften, bis zum 31. Dezember 2027 mindestens 1,8 Prozent und bis zum 

31. Dezember 2032 mindestens 2,2 Prozent der Regionsfläche für die Windenergienutzung auszu-

weisenwirksam festzulegen (regionales Teilflächenziel). 
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Diese regionalen Teilflächenziele können grundsätzlich nur durch Ausweisung von Windenergiege-

bieten erreicht werden. Grundsätzlich sind nur in diesen Windenergiegebieten liegende Flächen auf 

die regionalen Teilflächenziele anrechenbar (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 WindBG). Als Windenergiegebiete 

definiert der Bundesgesetzgeber auf Raumordnungsebene Vorranggebiete und mit diesen vergleich-

baren Gebieten in Raumordnungsplänen (§ 2 Nr. 1 Buchst. a) WindBG). Daneben zählen für die bis 

zum 31. Dezember 2027 zu erreichenden regionalen Teilflächenziele dazu auch Eignungs- und Vor-

behaltsgebiete in Raumordnungsplänen, wenn der Raumordnungsplan spätestens am 1. Februar 

2024 wirksam geworden ist (§ 2 Nr. 1 Buchst. b) WindBG). Damit kommt in Regionalplänen grund-

sätzlich nur noch die Ausweisung eines Vorranggebietes für die Windenergienutzung in Betracht. 

Aufgrund dieser erheblich geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen hat die Regionalversamm-

lung am 25. Januar 2023 beschlossen, das Verfahren zum Sachlichen Teilplan für die Windenergie-

nutzung vom Jahr 2021 nicht fortzuführen und einzustellen (Beschluss 06/2023) und einen neuen 

Sachlichen Teilregionalplan aufzustellen, der mindestens 1,8 Prozent der Regionsfläche als „Vorrang-

gebiete Windenergienutzung“ festlegen soll (Beschluss 07/2023).  

Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel verfügt derzeit über keinen wirksamen Re-

gionalplan zur Steuerung der Windenergienutzung. Seit den späten 1990er Jahren und im Zusam-

menhang mit dem sachlichen Teilplan „Windenergienutzung“ von 2003 wurde die Region teilweise 

intensiv mit Windenergieanlagen bebaut (ca. 1.000 errichtete Anlagen, Stand 2024). Es besteht daher 

ein dringendes Erfordernis, den weiteren Ausbau der Windenergienutzung auf geeignete und mög-

lichst konfliktarme Standorte zu lenken. 
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1.2. Planungsziele 

Der Sachliche Teilplan Windenergienutzung soll gemäß Beschluss 07/2023 der Regionalversammlung 

Prignitz-Oberhavel „Vorranggebiete Windenergienutzung“ festlegen. Ziel ist es, die raumbedeut-

same Windenergienutzung in der Region raumverträglich zu steuern. Dabei soll sichergestellt wer-

den, dass das für die Region Prignitz-Oberhavel zum Stichtag 31. Dezember 2027 maßgebliche regio-

nale Teilflächenziel von mindestens 1,8 Prozent der Regionsfläche erreicht und festgestellt wird und 

dadurch die Entprivilegierung der Windenergienutzung außerhalb der ausgewiesenen Vorrangge-

biete Windenergienutzung im Außenbereich (§ 249 Abs. 2 BauGB) eintritt (siehe hierzu auch 2.). 

Der Sachliche Teilplan trägt in Umsetzung der bundes- und landespolitischen Zielsetzungen wesent-

lich zum Interessenausgleich zwischen Energieversorgung und Klimaschutz durch die Ausweisung von 

Windenergiegebieten in einer Größenordnung von mindestens 1,8 Prozent der Regionsfläche einer-

seits, sowie zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen und zur Erhaltung der Artenvielfalt an-

dererseits bei. 
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2. Planerische und rechtliche Grundlagen 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel (RPG) ist eine Körperschaft des öffentlichen 

Rechts und Trägerin der Regionalplanung für das Gebiet der Mitgliedslandkreise Oberhavel, Ostprig-

nitz-Ruppin und Prignitz (§ 4 i. V. m. § 3 Abs. 2 Nummer 1 RegBkPlG). Sie hat die Aufgabe, Regio-

nalpläne aufzustellen, fortzuschreiben, zu ändern und zu ergänzen (§ 4 Abs. 2 RegBkPlG).  

Regionalpläne sind zusammenfassende, überörtliche und fachübergreifende Pläne für Teilräume der 

Länder (§ 3 Abs. 1 Nummer 7 i. V. m. § 13 Abs. 1 Nummer 2 ROG). Sie geben den überörtlichen 

Rahmen für die Entwicklung, Sicherung und Ordnung der jeweiligen Planungsregion vor (§ 1 RegBk-

PlG i. V. m. § 7 Abs. 1 ROG). Regionalpläne sind aus dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet zu 

entwickeln (§ 13 Abs. 2 ROG). Als solche sind folgende Pläne und Programme für die Region Prignitz-

Oberhavel zu beachten bzw. zu berücksichtigen:  

• Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007)  

• Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR)  

Die Regionalpläne konkretisieren zur Sicherung und Entwicklung der natürlichen und wirtschaftlichen 

Lebensgrundlagen die Grundsätze und Ziele der Raumordnung, wie sie sich aus dem Raumordnungs-

gesetz und den zuvor benannten Plänen ergeben (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 RegBkPlG). Darüber 

hinaus sollen die Regionalpläne einen eigenen Gestaltungsraum erfüllen und zu diesem Zweck wei-

tere Grundsätze und Ziele der Raumordnung sowie qualitative oder quantitative Vorgaben festlegen, 

um die Entwicklung der Regionen in die angestrebte gesamträumliche Entwicklung des Landes ein-

zufügen (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 3 RegBkPlG).  

Mit dem vorliegenden Regionalplan setzt die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 

den Handlungsauftrag des LEP HR um, Gebiete für die Windenergienutzung festzulegen (Z 8.2 LEP 

HR). Gleichzeitig erfüllt die Regionale Planungsgemeinschaft damit die Vorgaben des BbgFzG, bis zum 

31.Dezember 2027 mindestens 1,8 Prozent der Regionsfläche für die Windenergienutzung festzule-

gen (s. Kapitel 1.1. u. Kapitel 76).  

Die Richtlinie der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg (GL) für Regio-

nalpläne vom 21. November 2019, zuletzt geändert durch Erlass der GL vom 14. Dezember 2022 

(nachfolgend: „Richtlinie der GL für Regionalpläne“), enthält konkretisierende Bestimmungen für das 

Aufstellungsverfahren sowie Anwendungshinweise und Darstellungsvorgaben für die Festlegung von 

Vorranggebieten Windenergienutzung. 

Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne sind die öffentlichen und privaten Belange, soweit sie 

auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind, gegeneinander und unterei-

nander abzuwägen (§ 7 Abs. 2 Satz 1 ROG). Das Ergebnis der Umweltprüfung nach § 8 ROG sowie die 

Stellungnahmen im Beteiligungsverfahren nach § 9 ROG sind bei der Abwägung zu berücksichtigen 

(vgl. § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG). 
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Bei der Aufstellung von Regionalplänen ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraus-

sichtlichen erheblichen Auswirkungen des Regionalplans auf  

• Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische 

Vielfalt,  

• Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, und Landschaft 

• Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie  

• die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern  

zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten sind (§ 8 Abs. 1 Satz 1 

ROG). 

Gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 ROG können Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplänen nach 

§ 13 ROG, die in der bis zum 27. September 2023 geltenden Fassung förmlich eingeleitet wurden, 

nach den bis zum 27. September 2023 geltenden Raumordnungsgesetzen von Bund und Ländern ab-

geschlossen werden. Ist mit gesetzlich vorgeschriebenen einzelnen Verfahrensschritten noch nicht 

begonnen worden, können diese nach § 27 Abs. 1 Satz 2 ROG auch nach den Vorschriften des seit 

dem 28. September 2023 geltenden Raumordnungsgesetzes durchgeführt werden. Die Regionale 

Planungsgemeinschaft macht von dieser Möglichkeit Gebrauch und wird die Beteiligung sowie die 

weiteren Verfahrensschritte nach den Vorschriften des ROG in der Fassung vom 22. März 2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 88) durchführen. 

 

2.1. Wirkungen der Festlegung von Vorranggebieten Windenergienutzung 

als Ziel der Raumordnung und für das Erreichen des regionalen Teilflä-

chenzieles 

Der sachliche Teilregionalplan „Windenergienutzung (2024)“ besteht aus textlichen und zeichneri-

schen Festlegungen, die als Ziel der Raumordnung getroffen werden. Bei den textlichen Festlegun-

gen (siehe Kapitel 43) ist eine klare Kennzeichnung von beachtenspflichtigen Zielen der Raumord-

nung mit „Z“ vorzunehmen (vgl. Ziffer 3.2 Satz 1 und Satz 2 Richtlinie der GL für Regionalpläne). Das 

textliche Ziel Z 1 verweist auf die Festlegungskarte (s. Kapitel 54). Die Festlegungskarte enthält die 

zeichnerischen Festlegungen der „Vorranggebiete Windenergienutzung“ der Planungsregion Prig-

nitz-Oberhavel. Die Regionale Planungsgemeinschaft hat von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die 

textlichen Festlegungen mit den zeichnerischen Festlegungen durch Verweis zu verbinden (vgl. Ziffer 

3.5 Richtlinie der GL für Regionalpläne). 

Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten 

oder bestimmbaren, abschließend abgewogenen Festlegungen, die bei raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen öffentlicher Stellen und Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässig-

keit raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu beachten sind (§ 3 Abs. 1 Nummer 2 i. V. m. 

§ 4 Abs. 1 ROG).  
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Vorranggebiete haben eine ausschließlich nach innen gerichtete verbindliche Zielwirkung. Innerhalb 

der “Vorranggebiete Windenergienutzung” sind alle raumbedeutsamen Nutzungen ausgeschlossen, 

die mit der Windenergienutzung nicht vereinbar sind (vgl. § 7 Abs. 3 Satz 2 Nummer 1 ROG). Die 

Festlegung von “Vorranggebieten Windenergienutzung” erzeugt außerhalb der in der Festlegungs-

karte dargestellten Vorranggebiete Windenergienutzung keine raumordnerische Bindungswirkung 

(s.o., vgl. § 249 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 7 Abs. 3 Satz 6 i. V. m. § 27 Abs. 4 ROG).  

Mit der Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung durch die GL als der für die Raumordnung 

zuständigen obersten Landesbehörde (Landesplanungsbehörde) und der gleichzeitigen Feststellung, 

dass der Sachliche Teilregionalplan Windenergienutzung (2024) mit dem nach Artikel 1 BbgFzG zum 

betreffenden Stichtag maßgeblichen regionalen Teilflächenziel im Einklang steht, im Amtsblatt für 

Brandenburg (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 WindBG i. V. m. § 2 Abs. 4 Satz 1, Satz 3 RegBkPlG) tritt die 

gesetzliche Rechtsfolge des § 249 Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB ein. Dies bedeutet, dass sich die Zuläs-

sigkeit von Windenergieanlagen im Außenbereich außerhalb der in § 2 Nr. 1 WindBG definierten 

Windenergiegebiete als sonstiges und damit nicht-privilegiertes Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB 

richtet. Der Eintritt dieser Rechtsfolge ist gesetzliche Folge der Feststellung (§ 249 Abs. 2 Satz 3 

BauGB), tritt also automatisch mit der Feststellung ein. Im Umkehrschluss sind Windenergievorhaben 

innerhalb der Windenergiegebiete privilegiert zulässig.  

Repowering-Vorhaben im Sinne des § 16b Abs. 1 und 2 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch 

Artikel 12 des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458)29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) 

geändert worden ist, bleiben darüber hinaus bis zum 31. Dezember 2030 grundsätzlich im Außenbe-

reich privilegiert zulässig (vgl. § 249 Abs. 3 BauGB).  

Darüber hinaus entfallen mit der Feststellung der Erreichung des Teilflächenziels die Rechtswirkun-

gen von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB auch bei Flächennutzungsplänen, die eine Windenergienutzung 

außerhalb der dafür ausgewiesenen Gebiete ausschließen (§ 245e Abs. 1 BauGB). Die betreffenden 

Flächennutzungspläne gelten im Übrigen fort, wenn nicht im Einzelfall die Grundzüge der Planung 

berührt werden (§ 245e Abs. 1 BauGB).  

  

2.2. Verfahrensschritte 

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel hat am 25. Ja-

nuar 2023 einen Aufstellungsbeschluss (Beschluss 7/2023) für den Sachlichen Teilregionalplan 

„Windenergienutzung (2024)“ gefasst und diesen im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 15 vom 19. April 

2023 öffentlich bekannt gemacht.  

Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen wurden im August 2023 gemäß § 9 Abs. 1 ROG 

über die Aufstellung des Sachlichen Teilplans unterrichtet und dabei gebeten, zweckdienliche Infor-

mationen zu übermitteln, die für die Planaufstellung bedeutsam sein können. Die Frist lief bis zum 

8. September 2023. 
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Im gleichen Zeitraum wurden die öffentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener 

Aufgabenbereich von den Umweltauswirkungen des Sachlichen Teilregionalplans „Windenergienut-

zung (2024)“ berührt werden kann, bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens für die Umwelt-

prüfung beteiligt und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben (§ 2a Abs. 1 RegBkPlG i. V. m. 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 ROG).  

Mit Beschluss 3/2024 vom 27. Juni 2024 wurde der Vorentwurf des Sachlichen Teilregionalplans 

„Windenergienutzung (2024)“ von der Regionalversammlung gebilligt. Der Arbeitsstand des Umwelt-

berichts wurde von der Regionalversammlung zur Kenntnis genommen. Mit Beschluss 4/2024 vom 

27. Juni 2024 beschloss die Regionalversammlung, für den Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans, 

seine Begründung, den Umweltbericht sowie ergänzende Unterlagen das Beteiligungsverfahren und 

die öffentliche Auslegung nach § 9 Abs. 2 ROG in Verbindung mit § 2 Abs. 3 RegBkPIG durchzuführen. 

Im Zeitraum vom 18. Dezember 2024 bis einschließlich 18. März 2025 konnten von der Öffentlichkeit 

und den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen Stellungnahmen zum Entwurf des Sachli-

chen Teilregionalplans „Windenergienutzung (2024)“ abgegeben werden. 

Nach Ablauf des Beteiligungsverfahrens wurden die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der öf-

fentlichen Stellen durch die Regionale Planungsstelle ausgewertet. Zu den VR WEN 03 „Seetz-Mank-

muß“ und VR WEN 43 „Sommerfeld-Neuendorf“ stellten das LfU und das MLEUV weitreichende ar-

tenschutzfachliche Konflikte fest, die im Ergebnis des Erörterungsprozesses mit der Landesbehörde 

und dem Ministerium durch die Planungsstelle nicht abschließend ausgeräumt werden konnten. Auf-

grund dieser unüberwindbaren Konflikte werden die unbebauten VR WEN „Seetz-Mankmuß“ im 

Landkreis Prignitz und VR WEN 43 „Sommerfeld-Neuendorf“ im Landkreis Oberhavel vollständig ge-

strichen.  

Im Ergebnis der Auswertung der Stellungnahmen sind weitere nicht auslegungsrelevante Änderun-

gen in der Begründung und im Umweltbericht erkennbar, deren Einarbeitung aber noch nicht erfolgt 

ist. 

Die im 2. Planentwurf enthaltenen Änderungen führen zu einer erstmaligen Berührung von Belangen 

und machen eine erneute Beteiligung erforderlich. 
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Tabelle 1: Übersicht der Verfahrensschritte  

Nr. Verfahrensschritt Datum/Zeitraum 

1 Aufstellungsbeschluss (Beschluss 7/2023) 25. Januar 2023 

2 Unterrichtung der Öffentlichkeit (ABl. S. 356) 19. April 2023 

3 Kommunale Informationsgespräche Mai - Juli 2023 

4 Unterrichtung der öffentlichen Stellen 4. August 2023 

5 Beteiligung der öffentlichen Stellen an der Festlegung des Unter-

suchungsrahmens für die Umweltprüfung 

4. August - 8. September 2023 

6 Frühzeitige Beteiligung der öffentlichen Stellen 4. August - 8. September 2023 

7 Billigung des Vorentwurfs des Sachlichen Teilregionalplans durch 

die Regionalversammlung (Beschluss 3/2024) 

27. Juni 2024 

 

8 Eröffnung des Beteiligungsverfahrens durch die Regionalver-

sammlung (Beschluss 4/2024) 

27. Juni 2024 

 

9 Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der Entwürfe des 

Regionalplans und des Umweltberichts 

11. Dezember 2024 

 

10 Öffentliche Auslegung und Beteiligung der Öffentlichkeit zu den 

Entwürfen des Regionalplans und des Umweltberichts 

18. Dezember 2024 - 18. März 2025  

11 Beteiligung der öffentlichen Stellen zu den Entwürfen des Sachli-

chen Teilregionalplans und des Umweltberichts 

18. Dezember 2024 - 18. März 2025  

12 Billigung des 2. Entwurfs des Sachlichen Teilregionalplans durch 

die Regionalversammlung (Beschluss #/2026) 

15. Juni 2026 

13 Eröffnung des erneuten Beteiligungsverfahrens durch die Regio-

nalversammlung (Beschluss #/2026) 

15. Juni 2026 

14 Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des 2. Entwurfes 

des Regionalplans und des Umweltberichts 

 

15 Öffentliche Auslegung und Beteiligung der in ihren Belangen be-

rührten Öffentlichkeit zum 2. Entwurf des Regionalplans und des 

Umweltberichts 

 

16 Beteiligung der in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen 

zum 2. Entwurf des Regionalplans und des Umweltberichts 
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43. Textliche Festlegungen 

Z 1 Vorranggebiete Windenergienutzung  

(1) Vorranggebiete Windenergienutzung in der Region Prignitz-Oberhavel, die in der Festlegungs-

karte zeichnerisch dargestellt werden, sind: 

Tabelle 2: Vorranggebiete Windenergienutzung  

Nr. Bezeichnung Nr. Bezeichnung 

VR WEN 01 Kleeste VR WEN 24 Schweinrich - Zootzen 

VR WEN 02 Berge - Pirow VR WEN 25 Heiligengrabe - Wittstock 

VR WEN 03 Seetz - Mankmuß VR WEN 26 Fretzdorf - Herzsprung 

VR WEN 04 Karstädt - Schönfeld VR WEN 27 Gabow - Rosenwinkel - Dahlhausen 

VR WEN 05 Quitzow - Sükow VR WEN 28 Rossow - Rägelin 

VR WEN 06 Schilde - Perleberg VR WEN 29 Demerthin - Gantikow 

VR WEN 07 Rosenhagen - Burghagen VR WEN 30 Kötzlin - Stüdenitz 

VR WEN 08 Jännersdorf - Porep VR WEN 31 Holzhausen - Leddin - Zernitz 

VR WEN 09 Frehne - Meyenburg VR WEN 32 Kampehl - Bückwitz - Neustadt 

VR WEN 10 Halenbeck - Schmolde VR WEN 33 Blankenberg - Kantow - Walsleben 

VR WEN 11 Mertensdorf - Silmersdorf VR WEN 34 Ganzer - Wildberg 

VR WEN 12 
Falkenhagen - Gerdshagen - Rap-

shagen 
VR WEN 35 Manker - Protzen 

VR WEN 13 Falkenhagen - Rapshagen VR WEN 36 Walsleben - Bechlin 

VR WEN 14 Kuhbier - Kuhsdorf - Pritzwalk VR WEN 37 Sonnenberg - Schönermark - Baumgarten 

VR WEN 15 Beveringen - Kemnitz - Sarnow VR WEN 38 Altlüdersdorf - Zabelsdorf 

VR WEN 16 
Guhlsdorf - Krampfer - Reckent-

hin 
VR WEN 39 Badingen - Mildenberg 

VR WEN 17 Boddin - Klein Woltersdorf VR WEN 40 Kraatz - Osterne 

VR WEN 18 Kolrep VR WEN 41 Klein-Mutz 

VR WEN 19 Groß Welle - Schrepkow VR WEN 42 Falkenthal 

VR WEN 20 Söllenthin - Schönhagen - Görike VR WEN 43 Sommerfeld - Neuendorf 

VR WEN 21 Freyenstein VR WEN 44 Staffelde - Falkenhagen Forst 

VR WEN 22 Wernikow VR WEN 45 Sachsenhausen 

VR WEN 23 Wittstock - Groß Haßlow VR WEN 46 Lehnitz - Wensickendorf 

 

(2) In den Vorranggebieten Windenergienutzung nach Abs. 1 sind andere raumbedeutsame Funkti-

onen oder Nutzungen ausgeschlossen, soweit diese nicht mit der Nutzung der Windenergie ver-

einbar sind.  
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54. Zeichnerische Festlegungen durch Festlegungskarte 

Der Sachliche Teilplan "Windenergienutzung (2024)" besteht aus textlichen und zeichnerischen Fest-

legungen (§ 2 Abs. 2 Satz 1 RegBkPlG) (siehe schon Kapitel 2.2.).  

Die zeichnerischen Festlegungen sind in der Festlegungskarte enthalten. 

Die Festlegungskarte hat den Maßstab 1:100.000 (Abschnitt B 3.4 Satz 1 der Richtlinie der GL für 

Regionalpläne) und wurde auf der Kartengrundlage, der von der Landesvermessung und Geobasisin-

formation Brandenburg veröffentlichten, amtlichen topografischen Kartenwerke (DTK-100) erstellt 

(Abschnitt B 3.4 Satz 2 der Richtlinie der GL für Regionalpläne). 

Für die zeichnerischen Festlegungen, die in der Legende der Festlegungskarte erklärt sind, wurde das 

in der Anlage zur Richtlinie der GL für Regionalpläne für „Vorranggebiet Windenergienutzung“ vor-

gesehene Planzeichen verwendet. 

 

65. Begründung 

65.1. Aufstellung als Sachlicher Teilplan 

Die Festlegungen der Regionalplanung können in räumlichen und sachlichen Teilplänen getroffen 

werden (§ 7 Abs. 1 Satz 3 ROG). Hiervon macht die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Ober-

havel Gebrauch.  

Ein Sachlicher Teilplan für die Windenergienutzung wird gesondert erarbeitet, um dem erheblichen 

Handlungsdruck durch die derzeit fehlende Steuerung in Verbindung mit der gesetzlichen Privilegie-

rung der Windenergienutzung zu begegnen. Die Dringlichkeit resultiert aus der Notwendigkeit, zeit-

nah rechtssichere Planungsgrundlagen zu schaffen, um die ungesteuerte Inanspruchnahme von Flä-

chen zu vermeiden und gleichzeitig die regionalen Ziele für den Ausbau erneuerbarer Energien zu 

erreichen. Durch diese fokussierte Planung kann die Regionale Planungsgemeinschaft auf die aktuel-

len Herausforderungen reagieren und so einen geordneten und nachhaltigen Ausbau der Windener-

gie sicherstellen. 

Eine geordnete gesamträumliche Entwicklung kann gewährleistet werden, auch wenn die Festlegung 

der Vorranggebiete Windenergienutzung den anderen Planthemen zeitlich vorangestellt wird. Maß-

gebliche, potenziell konkurrierende Raumnutzungen und Raumstrukturen sind in das Planungskon-

zept zur Steuerung der Windenergienutzung aufgenommen worden. Dieses Planungskonzept mit sei-

nen Planungskriterien aus den Bereichen Siedlung, Infrastruktur, Freiraum und weiteren spezifischen 

Nutzungen gewährleistet, dass die unterschiedlichen Anforderungen an den Raum aufeinander ab-

gestimmt und Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen getroffen wird (§ 1 Abs. 1 Nummer 1 

und 2 ROG).  
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65.2. Planungskonzept 

Der Rechtsrahmen gibt den strategischen Ansatz einer Positivplanung vor, wonach die Steuerung der 

raumbedeutsamen Windenergienutzung auf Raumordnungsebene grundsätzlich durch die Auswei-

sung von Flächen mit entsprechend günstigen Rahmenbedingungen als Vorranggebiete erfolgt (siehe 

Kapitel 2). Das raumordnerische Instrument der Vorranggebiete sichert der Windenergienutzung da-

bei eine Priorität gegenüber anderen Raumnutzungen und Raumfunktionen. 

Die verschiedenen Einflussfaktoren, wie räumliche, ökologische, soziale, ökonomische und infra-

strukturelle Aspekte, die auf die Raumentwicklung der Region einwirken, sind im Planungsprozess 

systematisch zu identifizieren und zu bewerten. Die Umsetzung des Planungskonzeptes ist ein dyna-

mischer Prozess und erfordert eine regelmäßige Anpassung aufgrund der sich im zeitlichen Verlauf 

des Planverfahrens veränderlichen Einflussfaktoren, wie z. B. kommunale Planungen oder arten-

schutzfachliche Erkenntnisse. 

 

65.2.1. Allgemeine regionalplanerische Ziele der RPG 

Für die Ermittlung der Vorranggebiete Windenergienutzung anhand des Planungskonzepts legt die 

RPG eigene allgemeine regionalplanerische Ziele fest. Diese dienen der Rahmensetzung für die kon-

krete Ausgestaltung des Planungskonzepts und damit der Abwägung. Diese Ziele sollen eine ausge-

wogene Entwicklung der Windenergienutzung in der überwiegend ländlich geprägten Planungsre-

gion gewährleisten, indem das Orts- und Landschaftsbild sowie die Wohn- und Erholungsqualität im 

ländlichen Raum geschützt werden. Die allgemeinen regionalplanerischen Ziele bestimmen zunächst 

die Festlegung der einzelnen Kriterien des Planungskonzepts mit. Daraus leiten sich insbesondere die 

als Planungskriterien festgelegten regionalplanerischen Leitlinien ab.  

Darüber hinaus fließen die allgemeinen regionalplanerischen Ziele als dem Planungskonzept zugrun-

deliegende wesentliche Abwägungsgrundsätze in die jeweilige Einzelfallabwägung bei der Bewertung 

der konkret für die Vorranggebietsausweisung in Betracht kommenden Flächen mit ein. Das bedeu-

tet, dass im Einzelfall zu prüfen und abzuwägen sein kann, ob ein Kriterium für die gebietsbezogene 

Einzelfallbewertung nicht aufgrund der allgemeinen regionalplanerischen Ziele überwunden wird. 

Diese Ziele sollen eine ausgewogene Entwicklung der Windenergienutzung in der überwiegend länd-

lich geprägten Planungsregion gewährleisten, indem das Orts- und Landschaftsbild bzw. die Wohn- 

und Erholungsqualität im ländlichen Raum geschützt wird. 

Die von der RPG verfolgten allgemeinen regionalplanerischen Ziele sind:  

1. Maximale Berücksichtigung der Bestandsanlagen 

Das Ziel einer maximalen Berücksichtigung der Bestandsanlagen soll eine effiziente Nutzung 

der vorhandenen Ressourcen gewährleisten. Um die Nutzung bislang unbebauter Flächen für 

Windenergieanlagen zu minimieren, sollen bereits mit Windenergieanlagen belegte Flächen 
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bei der Festlegung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung bevorzugt gegenüber 

unbebauten Flächen berücksichtigt werden. 

2. Bündelungswirkung 

Ein weiteres wichtiges Ziel ist mit der Ausweisung von Windvorranggebieten, eine Bünde-

lungswirkung zu erreichen. Ein Vorranggebiet Windenergienutzung sollte eine Größe aufwei-

sen, welche die Errichtung von mindestens fünf Windenergieanlagen ermöglicht, und gleich-

zeitig eine wahrnehmbare räumliche Trennung von benachbarten Vorranggebieten gewähr-

leisten. Eine linienförmige Ausweisung von Vorranggebieten Windenergienutzung soll durch 

entsprechende Mindestabstände zwischen den Vorranggebieten vermieden werden. Dies 

dient dazu, klar abgegrenzte Zonen für die Windenergienutzung zu schaffen und eine über-

mäßige Streuung sowie vereinzelt stehende Windenergieanlagen zu verhindern.  

3. Vermeidung technischer Überprägung 

Ebenso wichtig ist es, eine technische Überprägung der Landschaft zu vermeiden. Dabei soll 

sichergestellt werden, dass Windenergieanlagen das Landschaftsbild nicht übermäßig domi-

nieren. Die Flächenauswahl erfolgt unter Berücksichtigung von Restriktionskriterien, die Kon-

flikte mit anderen Nutzungen und Schutzgütern – insbesondere Tiere, Pflanzen und Land-

schaft – aufzeigen. Dadurch können in Teilräumen der Region, in denen solche Restriktionen 

weniger stark ausgeprägt sind und die zudem eine geringe Siedlungsdichte aufweisen, ver-

mehrt Flächen für die Errichtung von Windenergieanlagen in Anspruch genommen werden. 

Mit dem fortschreitenden Ausbau der Windenergienutzung besteht jedoch das Risiko, dass in 

diesen Teilräumen eine Überprägung der Landschaft durch Windenergieanlagen erfolgt und 

die historisch gewachsene Identität dieser Landschaftsräume verloren geht. Bei der Abwä-

gung zwischen geeigneten Vorranggebieten ohne Anlagenbestand soll daher solchen Flächen 

der Vorzug gegeben werden, die sich in bislang weniger durch Windenergieanlagen belaste-

ten Teilräumen der Region befinden. 

4. Technisch/durch Verkehrsinfrastrukturen vorgeprägte Bereiche 

Die Steuerung der raumbedeutsamen Windenergienutzung durch Ausweisung von Vorrang-

gebieten Windenergienutzung dient u. a. dem Schutz der Landschaft vor Beeinträchtigungen. 

Insofern ist es folgerichtig, dass Vorranggebiete Windenergienutzung vorrangig Bereichen zu-

geordnet werden, die bereits eine technische Vorprägung aufweisen. Hierzu gehören insbe-

sondere Bereiche mit industriell-gewerblich genutzten Siedlungsgebiete (z. B. Industrie-/Ge-

werbegebiete, PV-Freiflächenanlagen, Deponien, Tagebaue), Höchst- und Hochspannungs-

trassen, regional bedeutsame Infrastrukturtrassen (Autobahnen, Bundesstraßen, Eisen-

bahntrassen) sowie ehemals militärisch genutzte Liegenschaften. Erfasst sind außerdem die 

erforderlichen Abstandsflächen um diese Gebiete und Bereiche. 

Da diese Planungsziele der Regionalen Planungsgemeinschaft miteinander in Konflikt stehen können, 

müssen sie im Einzelfall sowohl gegeneinander als auch untereinander abgewogen werden (vgl. auch 
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§ 7 Abs. 2 Satz 1 ROG). Eine Abstimmung mit den anderen Planungskriterien ist ebenfalls erforderlich, 

um die verfügbaren Ressourcen effizient zu nutzen und mögliche Konflikte zwischen konkurrierenden 

Nutzungen zu minimieren. Dadurch soll sowohl die Integration übergeordneter Planungsziele als 

auch die Berücksichtigung von Vorhaben nachgelagerter Planungsebenen abgebildet werden.  

 

65.2.2. Kriterien  

Um eine kohärente Entscheidungsgrundlage zu schaffen, werden die durch die Planung berührten 

Belange und die Planungsziele als für die Planung relevante Kriterien (Planungskriterien) in einen Kri-

terienkatalog überführt (siehe Anhang 1) und als strategisches Planungsinstrument angewendet. Auf 

Grundlage der identifizierten Einflussfaktoren werden die Planungskriterien definiert und in Hinblick 

auf Relevanz und zu erwartenden Wechselwirkungen als Belange für oder gegen die Ausweisung von 

Vorranggebieten Windenergienutzung bewertet.  

Die Kriterien für die Ausweisung der Vorranggebiete Windenergienutzung lassen sich daher in Posi-

tiv- und Negativkriterien sowie Kriterien für die gebietsbezogene Einzelfallbewertung unterteilen. 

Positivkriterien beziehen sich auf positive Ausstattungsmerkmale von Flächen und damit solche, die 

besonders günstige Bedingungen für eine nachhaltige und ausgewogene Entwicklung der Windener-

gienutzung schaffen. Kriterien, die einer Errichtung und dem Betrieb von Windenergieanlagen aus 

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen entgegenstehen, sowie weitere Kriterien, die aus Sicht des 

Plangebers gegen eine Windenergienutzung sprechen, werden als Negativkriterien identifiziert und 

festgelegt. Die entsprechenden Flächen werden für die Ausweisung von Windvorranggebieten Wind-

energienutzung nicht weiter betrachtet. Weitere, potenziell in der Region betroffene auf Raumord-

nungsebene relevante Belange sind als Kriterien in der gebietsbezogenen Einzelfallprüfung, d. h. für 

eine konkret in Betracht kommende Fläche, zu prüfen, zu bewerten und abzuwägen. Das betrifft ins-

besondere solche Belange, die der Errichtung von Windenergieanlagen entgegenstehen, aber über-

windbar erscheinen. Darüber hinaus zählen hierzu die von der RPG entwickelte regionalplanerische 

Leitlinien. 

Eine fachliche Anforderung betrifft den Arten- und Habitatschutz. Entsprechend der Änderung des 

Bundesnaturschutzgesetzes im Jahr 2022, die unter anderem bundeseinheitliche Regelungen zur Be-

wertung des Tötungs- und Verletzungsrisikos für kollisionsgefährdete Brutvogelarten in der Nähe ih-

rer Brutplätze beinhaltet, wurden die tierökologischen Abstandskriterien im AGW-Erlass (In der Fas-

sung vom Juni 2023) neu gefasst. Die dort festgelegten Nah- und zentralen Prüfbereiche werden be-

rücksichtigt. Gewichtigen Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes, die der Windenergienut-

zung entgegenstehen können, wurde als Restriktionskriterien Rechnung getragen. Hierzu gehören 

z.B. die Biosphärenreservate, die Naturparke, die Landschaftsschutzgebiete, die FFH-Gebiete und die 

europäischen Vogelschutzgebiete (SPA). Die Windenergienutzung ist in diesen Bereichen nur im be-

sonderen Einzelfall möglich.  

Belange der Denkmalpflege werden bei der Windenergienutzung vor allem durch besonders land-

schaftsprägende Denkmäler und ihre Wirkungsräume berücksichtigt, die von der Denkmalfachbe-

hörde anhand denkmalfachlicher Kriterien bestimmt werden. Der Schutz der menschlichen Gesund-
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heit wird durch die Einhaltung des Abstands zu Siedlungsflächen gewährleistet. Darüber hinaus wer-

den militärische, raumordnerische, (luft-)verkehrliche, waldrechtliche- und wasserschutzrechtliche 

Belange bei der erforderlichen Abwägung bei Aufstellung von Regionalplänen bestimmt und abschlie-

ßend mit abgewogen.  

Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die Planungskriterien und ihrer raumordneri-

schen Wirkung auf die Potentialflächenanalyse. Eine detaillierte Beschreibung der zugrundeliegen-

den Kriterien ist im Kriterienkatalog in Anhang 1 aufgeführt. 

Tabelle 3: Übersicht der angewendeten Kriterien 

Nr. Kriterium Positiv Negativ 

Kriterien für 

die gebiets-

bezogene Ein-

zelfall-bewer-

tung 

A Belange für die Windenergienutzung    

1 Genehmigte und realisierte Windenergieanlagen x   

2 Gebiete für die Windenergienutzung x   

3 Gebiete in der Nähe zu Netzinfrastrukturen x   

4 Beantragte Windenergieanlagen   x 

B Artenschutz    

5 Nah- und zentrale Prüfbereiche gemäß AGW-Erlass   x 

C Denkmalschutz    

6 Gartendenkmale gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 BbgDSchG  x  

7 Denkmalbereiche gemäß § 4 BbgDSchG  x  

8 Grabungsschutzgebiete gemäß § 5 BbgDSchG  x  

9 Bodendenkmale gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 4 BbgDSchG   x 

10 
Umgebungsschutz von Denkmalen gemäß § 2 Abs. 3 

BbgDSchG 
  x 

11 
Besonders landschaftsprägende Denkmale und ihre Wir-

kungsräume gemäß VV EED i. V. m. § 9 BbgDSchG 
  x 

D Gesundheitsschutz    

12 
Allgemeine Siedlungsflächen, inkl. Einzellagen und Split-

tersiedlungen 
 x (bis 750 m) 

x (750 bis 

1.000 m) 
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13 Erholungsflächen  x (bis 750 m) 
x (750 bis 

1.000 m) 

14 Kur- und Klinikgebiete  x (bis 1.500 m)  

15 Sonstige bauliche Nutzung  x  

E Militär    

16 Militärische Liegenschaften  x  

17 
Militärisches Nachttiefflugstreckensystem für Strahlflug-

zeuge der Bundeswehr (NLFS-DEU) 
  x 

18 Umfeld von Luftverteidigungs-Radaranlagen   x 

F Natur-/Landschaftsschutz    

19 Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG  x  

20 Nationales Naturmonument gemäß § 24 BNatSchG  x  

21 Nationales Naturerbe   x 

22 Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG   x 

23 FFH-Gebiete gemäß §§ 31 ff. BNatSchG   x 

24 
Europäische Vogelschutzgebiete (SPA) gemäß §§ 31 ff. 

BNatSchG 
  x 

25 
Geschützte Landschaftsbestandteile > 5 ha gemäß § 29 

BNatSchG 
  x 

26 Biosphärenreservat gemäß § 25 BNatSchG   x 

27 Naturpark gemäß § 27 BNatSchG   x 

28 Geschützte Biotope > 5 ha gemäß § 30 BNatSchG   x 

29 Feuchtgebiete nationaler Bedeutung   x 

30 
Zertifizierte regionale Flächen- und Maßnahmenpools > 5 

ha 
  x 

31 Gebiete mit hochwertigem Landschaftsbild gemäß LaPro   x 

32 
Biotopverbundkonzept/unzerschnittene Räume gemäß 

Landschaftsrahmenplan 
  x 

33 

Landschaftsbildprägende Hangkanten und Kuppen 
gemäß Fachkarte der RPG 

 

  x 
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G Raumordnung    

34 
Vorranggebiet "Sicherung oberflächennaher 
Rohstoffe" 

 x  

35 
Vorbehaltsgebiet "Sicherung oberflächennaher 
Rohstoffe" 

 x  

36 Freiraumverbund gemäß Z 6.2 LEP HR  x  

H Regionalplanerische Leitlinien    

37 
Mindestgröße der Vorranggebiete Windenergienutzung 

von 100 ha 
  x 

38 
Maximalgröße der Vorranggebiete Windenergienutzung 

von 750 ha 
  x 

39 
Vermeidung von 
linienhaften Darstellungen (Kompaktheit) 

  x 

40 
Mindestabstand zwischen den Vorranggebieten Wind-

energienutzung von 5 km 
  x 

41 
Begrenzung der Umschließung von Ortslagen auf maxi-

mal 180° in einem Radius von 2,5 km 
  x 

I Technische Infrastruktur    

42 Infrastrukturtrassen einschließlich Abstandsgebote   x 

J Verkehr    

43 Flugplätze gemäß § 6 LuftVG  x  

44 Hindernisbegrenzungsflächen von Flugplätzen   x 

45 Umfeld von Flugsicherungseinrichtungen (Radar)   x 

46 Verkehrsinfrastrukturen einschließlich Abstandsgebote   x 

K Wald    

47 
Durch Verordnung geschützte Waldgebiete gemäß § 12 

LWaldG 
 x  

48 Abwägungsrelevante Waldfunktionen > 5 ha   x 

L Wasserschutz    

49 
Festgesetzte Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 i. V. 

m. § 106 WHG sowie §§ 100 und 150 BbgWG 
 x  
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50 
Gewässer I. Ordnung gemäß § 3 BbgWG i. V. m. § 1 Bbg-

GewEV 
 x  

51 Gewässer II. Ordnung > 5 ha gemäß § 3 BbgWG  x  

52 Wasserschutzgebiete gemäß § 15 BbgWG und § 51 WHG  
x (WSZ 1 und 

2) 
x (WSZ 3) 

53 Risikogebiete Hochwasserschutz   x 
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65.2.3. Referenzanlage 

Für die Bemessung relativer Abstandserfordernisse zu Schutzgütern sind die Anlagenhöhe und die 

Rotorblattlänge sowie der Schalleistungspegel einer Windenergieanlage die entscheidenden Para-

meter. Zur Standardisierung der Standortbewertung wird eine Referenzanlage zu Grunde gelegt, die 

dem aktuellen Stand der Technik entspricht. Zur Bestimmung einer Referenzanlage werden die Kenn-

werte marktüblicher Anlagentypen aus den Genehmigungsverfahren seit dem Jahr 2021 in der Pla-

nungsregion verglichen (Tabelle 4). Anhand der Gegenüberstellung der Kennwerte werden repräsen-

tative Parameter der Referenzanlage definiert. Für die Betrachtung werden die herstellerseitigen Ma-

ximalwerte für die Anlagenkonfiguration eines Bautyps angenommen. Schallleistungspegel, Naben-

höhen und Rotordurchmesser können in der Praxis geringere Werte aufweisen. 

Tabelle 4: Kenndaten marktüblicher Windenergieanlagen 

Typ Bauhöhe 
(BH) 

Nabenhöhe 
(NH) 

Rotordurch-
messer (RD) 

Schallleistungspe-
gel (Lw max) 

Anzahl PR-OHV 
(2021-05.2024)  

Vestas V162-6.2 
MW 

247 m 166 m 162 m 104,8 dB(A) 16 

Nordex N149 239 m 164 m 149 m 107,6 dB(A) 15 

Nordex N163/6.X 246 m 164 m 163 m 106,4 dB(A) 15 

durchschn. Anla-
genkonfig. BRB 
2023* 

232 m 156 m 151 m k.A.  

Referenz 250 m 170 m 160 m 105 dB(A)  

*BWE Studie: Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland – Jahr 2023 (01/2024). 

Durch den technischen Fortschritt, insbesondere die Optimierung der Rotorblätter zur Geräuschmin-

derung, ist eine Tendenz zur Verbesserung des Geräuschverhalten moderner Windenergieanlagen zu 

erkennen. Je nach Anlagenkonfiguration sind zusätzliche konstruktionsbedingte Schalloptimierungen 

möglich (aerodynamisch optimierte Rotorblätter mit Sägezahn-Hinterkanten, schallisolierte Genera-

toren/Gondel), um eine Pegelreduzierung um etwa 1 bis 3 dB(A) zur erzielen. Zudem enthalten die 

Herstellerkennwerte zu Schallemissionen bereits eine eingerechnete Sicherheitsreserve von 1 dB(A). 

Mit Hilfe eines schallreduzierten Betriebsmodus kann zusätzlich eine betriebsbedingte Optimierung 

der Schalleistungspegel vorgenommen und zeitlich gesteuert werden. 

Die der Planung zugrunde gelegte Referenzanlage weist eine Nabenhöhe von 170 m, einen Rotor-

durchmesser von 160 m und somit eine Gesamtbauhöhe von 250 m auf. Der angenommene Schall-

leistungspegel beträgt 105 dB. Die gewählten Referenzwerte sind Rundungswerte, die aus Sicht des 

Plangebers die derzeitige und zukünftige Entwicklung hinsichtlich der Anlagendimensionen und  

–emissionen repräsentativ abbilden. Die Parameter der Referenzanlage haben keinen normativen 

Charakter, sondern dienen ausschließlich als Grundlage zur Herleitung und Begründung der Kriterien 

bei der Entwicklung des Planungskonzepts. 
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65.2.4. Windpotenzial 

Durch größere Rotorblätter und die entsprechende Nabenhöhe können moderne Anlagen bereits bei 

niedrigeren Windgeschwindigkeiten eine hohe Effizienz erzielen. Diese Schwachwindanlagen benö-

tigen gemäß Herstellerangaben eine geringe Anlaufwindgeschwindigkeit (3 m/s) sowie geringe Wind-

geschwindigkeiten (<7,5 m/s) für einen effektiven Betrieb. Die mittleren Windgeschwindigkeiten in 

150 m Höhe liegen nach dem Global Wind Atlas in der gesamten Planungsregion bei mindestens 

7,5 m/s oder deutlich darüber. Unter Berücksichtigung des aktuellen technischen Standards und den 

durchschnittlichen Anlagenhöhen weist die gesamte Region ein ausreichend hohes Windpotenzial 

für eine wirtschaftliche Nutzung der Windenergie auf. Vor diesem Hintergrund dient die gesamte 

Regionsfläche als Ausgangsgröße für die Festlegung der Vorranggebiete Windenergienutzung.  

 

65.2.5. Methodik 

65.2.5.1 Allgemeiner rechtlicher Rahmen für die Herleitung des methodischen Ansatzes 

Mit der vom Bundesgesetzgeber bei der Ausweisung von Gebieten für die Windenergienutzung vor-

gegebenen Umstellung auf die Positivplanung gelten nicht mehr die von der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichtes entwickelten Kriterien, um der Windenergie substanziell Raum zu ver-

schaffen. Der Gesetzgeber hat insoweit einen verbindlichen Rahmen durch die Festlegung der Flä-

chenbeitragswerte geschaffen. Die komplexen methodischen Anforderungen an die planerische Aus-

weisung von Windenergiegebieten bestehen daher nicht mehr (vgl. BT-Drs. 20/2355, S. 17 f., zu den 

Änderungen im BauGB). Ein wesentlicher Unterschied besteht darin, dass der Plangeber keine ge-

samträumliche Planungsmethodik für die Festlegung von Windenergiegebieten mehr entwickeln 

muss (BT-Drs. 20/4823, S. 23, zu den Änderungen des § 7 ROG; vgl. auch Hoppenberg/de Witt BauR-

HdB/Beckmann, 61. EL Dezember 2023, N. Rn. 374). Nach dem Gesetzeswortlaut des § 249 Abs. 6 

Satz 2 BauGB ist darüber hinaus unbeachtlich, ob und welche sonstigen Flächen im Planungsraum für 

die Ausweisung von Windenergiegebieten geeignet sind.  

Für die Aufstellung eines Regionalplanes – hier Sachlichen Teilplanes – und die für die Auswahl von 

Windvorranggebieten abzuleitenden Kriterien kommt es somit entscheidend darauf an, dass die vom 

Plangeber gewählte planerische Methodik sowie das Ergebnis nachvollziehbar sind. Eine bestimmte 

Planungsmethodik, etwa in Form bestimmter Planungsschritte einer vergleichenden Betrachtung ist 

nicht mehr erforderlich (BT-Drs. 20/2355, S. 34). Der Gesetzgeber gibt somit ausdrücklich keine kon-

kreten Vorgaben für die Planungsmethodik bzw. eine „richtige“ Planungsmethodik vor. Entscheidend 

ist, ob sich die ausgewählte Fläche für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen eig-

net. 

65.2.5.2 Konkrete Herleitung der Methodik 

Das konkrete methodische Vorgehen zur Umsetzung des Konzeptes im Rahmen der Abwägung ba-

siert auf einer GIS-gestützten Potenzialflächenanalyse und einer gebietsbezogenen Einzelfallprüfung. 
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In separaten Planungsschritten erfolgt eine kumulative Bewertung des Flächenpotenzials auf Grund-

lage der Planungskriterien. Durch die Überlagerung und Verschneidung der zugrundeliegenden Da-

ten werden die Flächen in der Region auf ihre Eignung zur Windenergienutzung hin untersucht und 

Vorranggebiete sukzessive ermittelt. 

 

Abbildung 1 Schematische Darstellung der Planungsschritte (eigene Darstellung). 
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Im ersten Planungsschritt werden die Flächen, die nicht für die Windenergienutzung zur Verfügung 

stehen oder stehen sollen (Negativkriterien), im Hinblick auf die gesamte Fläche der RPG (Planungs-

region) zunächst für sich allein betrachtet, dann miteinander überlagert und zum Abzug gebracht.  

Danach ergeben sich folgende Kriterien: 

Anwendung der Negativkriterien gem. Kriterienkatalog (Tabelle 3) 

C Denkmalschutz 

6 Gartendenkmale gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 BbgDSchG  

7 Denkmalbereiche gemäß § 4 BbgDSchG  

8 Grabungsschutzgebiete gemäß § 5 BbgDSchG  

D Gesundheitsschutz 

12 Allgemeine Siedlungsflächen, inkl. Einzellagen und Splittersiedlungen  bis 750 m 

13 Erholungsflächen bis 750 m 

14 Kur- und Klinikgebiete bis 1500 m 

15 Sonstige bauliche Nutzung  

E Militär  

16 Militärische Liegenschaften  

F Natur-/Landschaftsschutz 

19 Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG  

20 Nationales Naturmonument gemäß § 24 BNatSchG  

G Raumordnung 

34 Vorranggebiet "Sicherung oberflächennaher Rohstoffe"  

35 Vorbehaltsgebiet "Sicherung oberflächennaher Rohstoffe"  

36 Freiraumverbund gemäß Z 6.2 LEP HR  

J Verkehr 

43 Flugplätze gemäß § 6 LuftVG  

K Wald 

47 Durch Verordnung geschützte Waldgebiete gemäß § 12 LWaldG  

L Wasserschutz 

49 Festgesetzte Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 i. V. m. § 106 WHG sowie 
§§ 100 und 150 BbgWG 

 

50 Gewässer I. Ordnung gemäß § 3 BbgWG i. V. m. § 1 BbgGewEV  

51 Gewässer II. Ordnung > 5 ha gemäß § 3 BbgWG  

52 Wasserschutzgebiete gemäß § 15 BbgWG und § 51 WHG WSZ I und II 
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Im zweiten Planungsschritt werden positive Ausstattungsmerkmale von Flächen (Positivkriterien) 

durch räumliche Überlagerung der Geodaten verortet. Um die Nähe zu linienhaften oder punktarti-

gen Strukturen kartografisch zu visualisieren, werden sie mit entsprechenden Pufferzonen versehen. 

Anwendung der Positivkriterien gem. Kriterienkatalog (Tabelle 3) 

A Belange für die Windenergienutzung 

1 Genehmigte und realisierte Windenergieanlagen   

2 Gebiete für die Windenergienutzung  

3 Gebiete in der Nähe zu Netzinfrastrukturen  

 

Der dritte Planungsschritt beinhaltet eine Einzelfallprüfung zur Ermittlung der Vorranggebietsgren-

zen. Dieser Prozess gliedert sich in drei Teilschritte auf, die so häufig wiederholt werden, bis das Flä-

chenziel erreicht ist. 

Anhand der identifizierten Potenzialflächen werden im ersten Teilschritt die Kriterien für die gebiets-

bezogene Einzelfallbewertung untersucht. Diese betreffen insbesondere konkurrierende Funktionen 

und Nutzungen, die durch räumliche Überlagerung der Geodaten visualisiert und quantifiziert wer-

den. Es findet eine Abwägung aller Belange statt, die für oder gegen Windenenergienutzung wirken. 

Dieser Abwägungsprozess erfolgt einzelfallspezifisch auf der Basis der beschlossenen Kriterien regi-

onsweit einheitlich. Hierbei können auch gewichtige ortskonkrete Belange in die Abwägung einflie-

ßen, die nicht in abstrakten Kriterien definiert worden sind. 

In diesem Zusammenhang setzt sich die Region intensiv mit dem Anspruch an einen Immissionsab-

stand von grundsätzlich 1.000 m und der Bestandssituation mit vielen Anlagenstandorten im Abstand 

zwischen 750 bis 1.000 m zu Siedlungsflächen auseinander. Aus diesem Grund wird im Abstandsbe-

reich von 750 bis 1.000 m zu allgemeinen Siedlungs- und Erholungsflächen im Einzelfall dann eine 

Abwägung für die Windenergie vollzogen, wenn dort z. B. WEA vorhanden sind. Das Planungskonzept 

zielt auf einen besonderen Ausgleich zwischen dem Schutzanspruch der Wohnbevölkerung gegen-

über modernen, sehr großen Windenergieanlagen einerseits und der Berücksichtigung der Bestands-

anlagen für die Erreichung des Flächenbeitragswertes andererseits. 
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Anwendung der Kriterien für die gebietsbezogene Einzelfallbewertung gem. Kriterienkatalog (Tabelle 3) 

A Belange für die Windenergienutzung 

4 Beantragte Windenergieanlagen  

B Artenschutz 

5 Nah- und zentrale Prüfbereiche gemäß AGW-Erlass  

C Denkmalschutz 

9 Bodendenkmale gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 4 BbgDSchG  

10 Umgebungsschutz von Denkmalen gemäß § 2 Abs. 3 BbgDSchG  

11 Besonders landschaftsprägende Denkmale und ihre Wirkungsräume gemäß VV 

EED i. V. m. § 9 BbgDSchG 

 

D Gesundheitsschutz 

12 Allgemeine Siedlungsflächen, inkl. Einzellagen und Splittersiedlungen 750 – 1000 m 

13 Erholungsflächen 750 – 1000 m 

E Militär 

17 Militärisches Nachttiefflugstreckensystem für Strahlflugzeuge der Bundeswehr 

(NLFS-DEU) 

 

18 Umfeld von Luftverteidigungs-Radaranlagen  

F Natur-/Landschaftsschutz 

21 Nationales Naturerbe  

22 Landschaftsschutzgebiete gemäß § 26 BNatSchG  

23 FFH-Gebiete gemäß §§ 31 ff. BNatSchG  

24 Europäische Vogelschutzgebiete (SPA) gemäß §§ 31 ff. BNatSchG  

25 Geschützte Landschaftsbestandteile > 5 ha gemäß § 29 BNatSchG  

26 Biosphärenreservat gemäß § 25 BNatSchG  

27 Naturpark gemäß § 27 BNatSchG  

28 Geschützte Biotope > 5 ha gemäß § 30 BNatSchG  

29 Feuchtgebiete nationaler Bedeutung  

30 Zertifizierte regionale Flächen- und Maßnahmenpools > 5 ha  

31 Gebiete mit hochwertigem Landschaftsbild gemäß LaPro  

32 Biotopverbundkonzept/unzerschnittene Räume gemäß LRP  

33 Landschaftsbildprägende Hangkanten und Kuppen gemäß Fachkarte der RPG  

I Technische Infrastruktur 

42 Infrastrukturtrassen einschließlich Abstandsgebote  

J Verkehr 

44 Hindernisbegrenzungsflächen von Flugplätzen  

45 Umfeld von Flugsicherungseinrichtungen (Radar)  

46 Verkehrsinfrastrukturen einschließlich Abstandsgebote  

K Wald 

48 Abwägungsrelevante Waldfunktionen > 5 ha  

L Wasserschutz 

52 Wasserschutzgebiete gemäß § 15 BbgWG und § 51 WHG WSZ III 

53 Risikogebiete Hochwasserschutz  
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Nach Anwendung und Abwägung der vorgenannten Kriterien bzw. Belange ergeben sich vorläufige 

Gebietszuschnitte. Diese bleiben in einem weiteren, zweiten Teilschritt mit den regionalplanerischen 

Leitlinien abzuwägen und ggf. anzupassen. Die hierfür zugrunde gelegten Kriterien (vgl. Tabelle, Kri-

terien Nr. 37 bis 41) gewährleisten die regionalplanerisch erwünschte wahrnehmbare Konzentration 

der Windenergienutzung in der Region. Die regionalplanerischen Leitlinien haben im Interesse einer 

raumverträglichen Planung von Gebieten für die Windenergienutzung eine akzeptanzorientierte Be-

deutung gegenüber der ortsansässigen Bevölkerung. 

 

Die regelmäßige Anwendung dieser Kriterien schließt ein, dass auch ein Abweichen im begründeten 

Einzelfall möglich ist. Die Einzelfallprüfung berücksichtigt auch immer die Belange, die für die Wind-

energienutzung wirken. Insbesondere die realisierten und genehmigten Windenergieanlagen, die 

rechtswirksame Bauleitplanung der Kommunen, als auch eine intensive Vorprägung durch verkehrli-

che, technische oder industrielle Nutzungen werden berücksichtigt. Die Anwendung der regionalpla-

nerischen Leitlinien, insbesondere der Anspruch an den Schutz des Landschafts- und Ortsbildes durch 

einen Abstand von 5 km zwischen den Vorranggebieten, kann dann zurücktreten, wenn der Standort 

bereits eine erhebliche Vorprägung durch WEA erfahren hat und durch Industrie- und Gewerbege-

biete oder Infrastrukturtrassen geprägt ist. In diesen Fällen kann der 5 km Mindestabstand zwischen 

benachbart gelegenen Vorranggebieten mit einer entsprechenden Begründung unterschritten wer-

den. Die Anwendung der regionalplanerischen Leitlinien hat sich immer mit dem konkreten Gebiets-

charakter auseinanderzusetzen und die Wirkung auf das jeweilige Orts- und Landschaftsbild zu prü-

fen. 

 

Der Prüfung innerhalb dieses zweiten Teilschrittes liegen folgende Kriterien zugrunde: 

 

Anwendung der regionalplanerischen Leitlinien gem. Kriterienkatalog (Tabelle 3) 

 H Regionalplanerische Leitlinien 

37 Mindestgröße der Vorranggebiete Windenergienutzung von 100 ha  

38 Maximalgröße der Vorranggebiete Windenergienutzung von 750 ha  

39 Vermeidung von linienhaften Darstellungen (Kompaktheit)  

40 Mindestabstand zwischen den Vorranggebieten Windenergienutzung von 5 km  

41 Begrenzung der Umschließung von Ortslagen auf maximal 180° in einem Radius 

von 2,5 km 

 

 

Für die sich aus allen vorangegangenen Abwägungsschritten ergebende Flächenkulisse wird im drit-

ten Teilschritt eine Flächenbilanz erstellt. Sofern der Flächenanteil geeigneter Räume nicht zur Errei-

chung des Teilflächenziels ausreicht, ist eine Erweiterung der Flächenkulisse um weitere Gebiete mit 

möglichst geringen Nutzungskonflikten (mit der Windenergienutzung konkurrierende Belange über-

windbar) notwendig. Ortskonkrete Flächenerweiterungen werden nach demselben Prüfschema er-

mittelt und einer Abwägung der einzustellenden Belange für bzw. gegen die WEN unterzogen. Im 

Ergebnis der Einzelfallprüfung würde die Erweiterung der Flächenkulisse zur Erreichung des Teilflä-

chenziels einschließlich einer Flächenreserve führen (Feststellung zum Erreichen des regionalen Teil-

flächenziels s. Kapitel 76). 
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Die konkreten Abwägungsvorgänge für die festgelegten Vorranggebiete Windenergienutzung, ein-

schließlich der jeweils einschlägigen Kriterien, ergeben sich aus den als Anhang 2 beigefügten Steck-

briefen für die einzelnen Vorranggebiete Windenergienutzung. 

 

65.3. Bedeutung der textlichen und zeichnerischen Festlegung für andere 

raumbedeutsame Nutzungen 

Innerhalb der Vorranggebiete Windenergienutzung sind andere Nutzungen und Aktivitäten zwar 

nicht ausgeschlossen, dürfen jedoch nur dann zugelassen werden, wenn sie die vorrangige Wind-

energienutzung nicht beeinträchtigen (vgl. BVerwG, Urt. v. 19.7.2001 – Az. 4 C 4/00, NVwZ 2002, 476; 

Gatz, in: Hoppenberg/de Witt BauR-HdB/Gatz, 61. EL Dezember 2023, Z V. Rn. 191), und damit solche 

Nutzungen, die sich mit der Windenergienutzung vereinbaren lassen. Diese Nutzungen können je 

nach regional spezifischen Gegebenheiten variieren. In der Regel können land- und forstwirtschaftli-

che Nutzungen in der Umgebung von Windenergieanlagen fortgeführt werden.  

Sollte innerhalb eines Vorranggebietes Windenergienutzung eine andere Raumnutzung geplant wer-

den, hat die Windenergienutzung Vorrang vor der geplanten Nutzung, wenn Platz- oder Ressourcen-

konflikte auftreten. Das bedeutet, dass bei der Planung zu prüfen ist, ob die geplante Nutzung Aus-

wirkungen auf die Windenergienutzung hat. Außerdem sollte die Nutzung den Zugang und die Infra-

struktur für die Windenergieanlagen nicht beeinträchtigen. Wege, Straßen und Versorgungsleitun-

gen sollten für Wartungsarbeiten und Betrieb der Windenergieanlagen zugänglich bleiben. Gegebe-

nenfalls ist dies im Bebauungsplan textlich festzulegen bzw. als Nebenbestimmung zur Bau- oder 

BImSchG-Genehmigung zu verankern.  

Die Planung und Errichtung von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen stehen nicht im Wider-

spruch zu diesem Planansatz, solange die Errichtung neuer oder der Ersatz bestehender Windener-

gieanlagen in substanzieller Weise möglich bleibt und nicht wesentlich erschwert wird. Die Kombina-

tion von Wind- und Solarenergie ermöglicht eine effizientere Nutzung des Anschlusspunkts, da die 

Stromerzeugungsleistung je nach Witterungsbedingungen variiert. Solche Standorte eignen sich zu-

dem für die Nutzung überschüssiger Energie in Power-to-X-Prozessen (P2X), beispielsweise zur Um-

wandlung von Strom in synthetische Energieträger. Darüber hinaus können sensible Landschaftsbe-

reiche an anderen Orten von Energieerzeugungsanlagen verschont bleiben, wenn die Anlagen an ei-

nem gemeinsamen Standort betrieben werden. 

 

65.4. Anwendung der textlichen und zeichnerischen Festlegung 

Die raumordnerische Steuerung der Windenergienutzung bezieht sich nur auf raumbedeutsame 

Windenergieanlagen. Die Raumbedeutsamkeit von Windenergieanlagen richtet sich nach der Be-

trachtung von Art und Maß der Windenergieanlagen sowie der Lage des Standortbereichs im kon-

kreten Einzelfall.  
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Bereits vorhandene bau- und immissionsschutzrechtliche Genehmigungen für die Errichtung und den 

Betrieb von Windenergieanlagen werden durch die regionalplanerischen Festlegungen nicht berührt. 

Der Ersatz von Windenergieanlagen bzw. Windenergieanlagenteilen im Rahmen der jeweils erteilten 

Genehmigung wird gleichfalls nicht berührt.  

Die Vorranggebiete Windenergienutzung im vorliegenden Sachlichen Teilplan gelten als "Rotor-out-

Flächen". Der Festlegung der Vorranggebiete Windenergienutzung liegt die Annahme zugrunde, dass 

die Rotorblätter von Windenergieanlagen auch über die Grenzen der festgelegten Windenergiege-

biete hinausreichen können. Damit sind die Voraussetzungen für eine vollumfängliche Anrechenbar-

keit der Vorranggebiete nach § 4 Abs. 3 WindBG gegeben. Der Mastfuß der Windenergieanlage muss 

sich allerdings jeweils vollständig innerhalb des Vorranggebietes Windenergienutzung befinden. Ob 

ein Windenergieanlagenstandort innerhalb des Vorranggebietes Windenergienutzung liegt, wird an-

hand der Darstellung der Festlegungskarte im Maßstab 1:100.000 überprüft.  

Die im Regionalplan ausgewiesenen Flächen für die Windenergienutzung dienen der Erreichung der 

regionalen Teilflächenziele (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WindBG i. V. m. Art. 1 des BbgFzG). Innerhalb der 

Vorranggebiete Windenergienutzung können die Gemeinden in Flächennutzungsplänen oder Bebau-

ungsplänen (Bauleitplänen) keine Festlegungen treffen, die mit der Windenergienutzung unverein-

bar sind. Zu berücksichtigen ist insoweit auch, dass Flächen, die in Plänen ausgewiesen werden, die 

nach dem 01. Februar 2023 wirksam geworden sind und Bestimmungen zur Höhe baulicher Anlagen 

enthalten, nicht auf das regionale Teilflächenziel anzurechnen sind (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 5 WindBG). 

Daher stellen Bauleitpläne, die solche Bestimmungen enthalten, keine zulässige Konkretisierung der 

Vorranggebiete dar. Sie widersprechen dem Ziel Z 1 des Sachlichen Teilregionalplans und sind diesem 

Ziel der Raumordnung anzupassen (vgl. § 1 Abs. 4 BauGB).  

Zusätzlich zu den im Sachlichen Teilregionalplan „Windenergienutzung (2024)“ festgelegten Vorrang-

gebieten haben jedoch die Kommunen der Planungsregion die Möglichkeit, weitere Windenergiege-

biete im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung festzulegen. 
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76. Feststellung des Erreichens des regionalen Teilflächen-

ziels 

Anrechenbare Flächen zum Flächenbeitragswert umfassen gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 2 Num-

mer 1 WindBG die in landes- oder regionalen Raumordnungsplänen ausgewiesenen Vorranggebiete, 

Sonderbauflächen und Sondergebiete in kommunalen Bauleitplänen. Flächen anderer Planungsebe-

nen, die sich auf dieselbe Fläche beziehen, werden nicht zusätzlich in die Berechnung des regionalen 

Teilflächenziels einbezogen (§ 4 Abs. 1 Satz 2 WindBG). Die Feststellung, dass die Festlegungen zur 

Windenergienutzung mit dem Teilflächenziel nach Artikel 1 BbgFzG in Einklang steht, trifft die Lan-

desplanungsbehörde in ihrer Entscheidung über die Genehmigung des Sachlichen Teilplans „Wind-

energienutzung (2024)“ (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 2 WindBG). Dazu stellt die RPG folgendes fest: 

Das 1,8%-Flächenziel wird in der Region Prignitz-Oberhavel ausschließlich durch die Festlegung von 

Vorranggebieten erreicht. Diese Vorranggebiete Windenergienutzung sind im Einzelnen: 

Tabelle 5: Flächenangabe der Vorranggebiete Windenergienutzung  

Nr. Bezeichnung Fläche in Hektar 

VR WEN 01 Kleeste 73,7 

VR WEN 02 Berge - Pirow   69,9 

VR WEN 03 Seetz - Mankmuß   229,3 

VR WEN 04 Karstädt - Schönfeld   894,9 

VR WEN 05 Quitzow - Sükow  119,2 

VR WEN 06 Schilde - Perleberg   105,1 

VR WEN 07 Rosenhagen - Burghagen   99,0 

VR WEN 08 Jännersdorf - Porep   295,4 

VR WEN 09 Frehne - Meyenburg   312,8 

VR WEN 10 Halenbeck - Schmolde   441,2 

VR WEN 11 Mertensdorf - Silmersdorf   235,9 

VR WEN 12 Falkenhagen - Gerdshagen - Rapshagen   328,6 

VR WEN 13 Falkenhagen - Rapshagen   112,2 

VR WEN 14 Kuhbier - Kuhsdorf - Pritzwalk   380,4 

VR WEN 15 Beveringen - Kemnitz - Sarnow   126,2 

VR WEN 16 Guhlsdorf - Krampfer - Reckenthin   594,5 

VR WEN 17 Boddin - Klein Woltersdorf   146,8 

VR WEN 18 Kolrep   131,8 

VR WEN 19 Groß Welle - Schrepkow   398,4 

VR WEN 20 Söllenthin - Schönhagen - Görike   312,3 

VR WEN 21 Freyenstein   291,5 

VR WEN 22 Wernikow   111,4 

VR WEN 23 Wittstock - Groß Haßlow  165,2 

VR WEN 24 Schweinrich - Zootzen   382,0 

VR WEN 25 Heiligengrabe - Wittstock   431,5 

VR WEN 26 Fretzdorf - Herzsprung   587,8 
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VR WEN 27 Gabow - Rosenwinkel - Dahlhausen   202,2 

VR WEN 28 Rossow - Rägelin   148,8 

VR WEN 29 Demerthin - Gantikow   170,9 

VR WEN 30 Kötzlin - Stüdenitz   513,3 

VR WEN 31 Holzhausen - Leddin - Zernitz   320,1 

VR WEN 32 Kampehl - Bückwitz - Neustadt   392,0 

VR WEN 33 Blankenberg - Kantow - Walsleben   504,4 

VR WEN 34 Ganzer - Wildberg   201,0 

VR WEN 35 Manker - Protzen   238,9 

VR WEN 36 Walsleben - Bechlin   300,2 

VR WEN 37 Sonnenberg - Schönermark - Baumgarten   234,4 

VR WEN 38 Altlüdersdorf - Zabelsdorf   161,5 

VR WEN 39 Badingen - Mildenberg   142,6 

VR WEN 40 Kraatz - Osterne   102,4 

VR WEN 41 Klein-Mutz   131,3 

VR WEN 42 Falkenthal   116,1 

VR WEN 43 Sommerfeld - Neuendorf   322,3 

VR WEN 44 Staffelde - Falkenhagen Forst   256,3 

VR WEN 45 Sachsenhausen   111,1 

VR WEN 46 Lehnitz - Wensickendorf  481,3 

Summe 12.428,111.876,5 

 

Durch den Sachlichen Teilregionalplan werden Flächen in einem Umfang von etwa 12.42811.876,5 

Hektar für die Windenergie gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 WindBG i. V. m. Artikel 1 BbgFzG ausgewiesen 

und als Windenergiegebiet gemäß § 2 Nummer 1 Buchst. a) WindBG festgelegt. EsZum Zeitpunkt der 

Überarbeitung des Entwurfs liegen innerhalb der Vorranggebiete Windenergienutzung keine Bauleit-

pläne vor, die nach dem 01. Februar 2023 rechtwirksam geworden sind und Bestimmungen zur Höhe 

baulicher Anlagen enthalten (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 5 WindBG). In den ausgewiesenen Vorranggebieten 

gibt es keine zwingende rechtliche Anforderung, dass sich die Rotorblätter von Windenergieanlagen 

innerhalb der festgelegten Fläche befinden müssen (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 WindBG). Au-

ßerdem liegen für die ausgewiesenen Flächen standardisierte Daten geografischer Informationssys-

teme (GIS-Daten) vor (§ 4 Abs. 1 Satz 6 WindBG). Daher ist die Fläche der Vorranggebiete zu diesem 

Zeitpunkt vollumfänglich auf das Teilflächenziel anrechenbar (vgl. § 4 Abs. 1 WindBG). Die anrechen-

bare Fläche der Vorranggebiete Windenergienutzung erreicht somit einen Anteil von 1,921,83 Pro-

zent der Fläche des Regionsgebiets und übertriffterfüllt damit das nach Artikel 1 BbgFzG zum Stichtag 

31. Dezember 2027 maßgebliche regionale Teilflächenziel.  

Die Stadt Kyritz hat allerdings ein Verfahren zu Änderungen des Flächennutzungsplanes und zu einem 

Bebauungsplan für Sonderbauflächen “Wind” mit Höhenbeschränkung eingeleitet, das voraussicht-

lich zur Reduzierung der anrechenbaren Fläche auf 1,82 % für die WEN führen wird (vgl. § 4 Abs. 1 

Satz 5 WindBG). Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplans überlagert das VR WEN 29 auf ei-

ner Fläche von 127,1 ha. Auch nach Abzug dieser Fläche bleibt das Teilflächenziel weiterhin erfüllt 

(vgl. Tabelle 6). 
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Tabelle 6: Prozentualer Anteil der Vorranggebiete 

Bezugsgröße Fläche [ha] Fläche [km²] Anteil [%] 

Region 647.254 647.317,8 6.472,5 100,00 

Vorranggebiete 12.428 11.876,5  1,92 1,83 

      - Flächen mit Höhenbeschränkung 127,1  0,02 

Anrechenbare Fläche 12.428 11.749,4  1,92 1,82* 

* Die Prozentwerte wurden jeweils separat auf zwei Dezimalstellen gerundet. Daher ergeben sich bei Differenzbildun-

gen geringfügige Rundungsabweichungen. 
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